Pressedienst Travail.Suisse – Nr. 7 – 9. Mai 2005 – Kinderzulagen

_______________________________________________________________________________

15. Mai: Internationaler Tag der Familie

Familienpolitik vor dem Durchbruch?

Seit dem UNO-Jahr der Familie 1994 ist der 15. Mai der internationale Tag der Familie. Dieser Tag soll die fundamentale Bedeutung der Familien für die Gesellschaft in Erinnerung rufen. Letztes Jahr wurde am gleichen Wochenende mit der Ablehnung des unseligen Steuerpakets ein familienpolitischer Richtungsentscheid gefällt. In diesem Jahr steht die Familienpolitik in der Schweiz dank der Travail.Suisse-Initiative „Für faire Kinderzulagen!“ vor einem neuen Durchbruch.

Im Dezember 1989 hatte die UNO-Vollversammlung – damals noch ohne Schweizer Beteiligung – das Jahr 1994 zum internationalen Jahr der Familie erklärt. Das Ziel dieses Jahres bestand darin, auf lokaler, regionaler und nationaler Ebene bei Regierungen und anderen politischen Akteuren das Bewusstsein für die fundamentale Bedeutung der Familien für die Gesellschaft zu erhöhen und auf die Wichtigkeit der Unterstützung der Familien hinzuweisen, den Familien in der Sozialpolitik mehr Anerkennung zukommen zu lassen, die familienpolitischen Mechanismen zu stärken und so insgesamt auf eine familienfreundliche Gesellschaft hinzuwirken.

2004: Ein glückliches Jahr für die Familien

Das zehnjährige Jubiläum des internationalen Jahres der Familien war für die Eltern und Kinder in der Schweiz in familienpolitischer Hinsicht ein glückliches Jahr. Dazu haben zwei Volksabstimmungen wesentlich beigetragen:

· Am 16. Mai hat die Stimmbevölkerung das unselige Steuerpaket klar und deutlich bachab geschickt. Bei einer Annahme wäre die Gefahr gross gewesen, dass alle anderen, für die meisten Familien viel wichtigeren Vorlagen als unbezahlbar zurückgewiesen worden wären. Mit der Ablehnung hingegen ist der Weg frei geworden für einen familienpolitischen Neustart.

· Am 26. September wurde nach 60 Jahren endlich der Verfassungsauftrag für einen bezahlten Mutterschaftsurlaub umgesetzt. Ab 1. Juli 2005 erhalten alle erwerbstätigen Frauen mindestens 14 Wochen Zeit, sich auf die mit einer Geburt eines Kindes einhergehenden neuen Lebensumstände einzustellen und sind dabei mit 80 Prozent Lohnersatz finanziell anständig abgesichert.

Zu diesen beiden erfreulichen Abstimmungsergebnissen kommt hinzu, dass die bereits vorher vom Parlament beschlossene Anschubfinanzierung für familienexterne Kinderbetreuungsplätze beginnt, ihre Wirkung zu entfalten. Die ersten Zahlen zu neu geschaffenen Plätzen stimmen hoffnungsvoll. Es ist aber klar, dass es eine Weiterführung des Programms braucht, um die angestrebten Ziele zu erreichen.

2005: Durchbruch bei den Kinderzulagen in Griffweite

Mit der Einführung eines bezahlten Mutterschaftsurlaubs hat sich zwar die Situation von jungen Eltern und ihren Kindern etwas verbessert. Trotzdem sind weitere Schritte in der Familienpolitik weiterhin dringend nötig. Gemäss einer neuen Untersuchung der UNICEF (Kinderarmut in reichen Ländern, 2005) sind nämlich immer noch 6.8 Prozent der Kinder in der Schweiz arm. Damit liegt die Schweiz deutlich hinter Dänemark (2.4 Prozent), Finnland (2.8 Prozent) oder Norwegen (3.4 Prozent) zurück. Gleichzeitig hält der Bericht auch fest, dass eine aktive Familienpolitik sehr viel Armut bei Kindern verhindern kann. Dabei schneiden vor allem Länder gut ab, die auf generelle Leistungen setzen, die unabhängig sind vom Einkommen und nur auf das Vorhandensein von Kindern abstellen. 

Dank der Travail.Suisse-Initiative „Für faire Kinderzulagen!“ kommt in der Schweiz gerade jetzt ein familienpolitisches Projekt in die „heisse“ Phase, das den Ergebnissen der UNICEF-Studie Rechnung trägt und damit einen effizienten Beitrag zur Stärkung der Familien leisten könnte. Bereits in der März-Session hat der Nationalrat einen Gegenvorschlag zur Initiative diskutiert und beschlossen. Darin wird vorgesehen, dass neu alle Kinder eine Kinderzulage erhalten sollen und dass der Mindestbetrag gesamtschweizerisch auf 200 Franken Kinder- und 250 Franken Ausbildungszulage festgelegt werden soll. Das Geschäft kommt aller Voraussicht nach in der Herbstsession in den Ständerat.

Travail.Suisse ist natürlich erfreut, dass die Initiative „Für faire Kinderzulagen!“ nun Wirkung entfaltet. Der vom Nationalrat beschlossene Gegenvorschlag ist durchaus ein Schritt in die richtige Richtung und bringt immerhin für jene Eltern und Kinder eine Verbesserung, die heute gar keine Kinderzulage erhalten. Gleichzeitig ist aber für Travail.Suisse klar, dass der im Gegenvorschlag enthaltene Mindestbetrag von 200 Franken Kinderzulage und 250 Franken Ausbildungszulage die finanziellen Schwierigkeiten vieler Eltern nicht löst. 

Deshalb ist für Travail.Suisse die Initiative „Für faire Kinderzulagen!“, die eine Erhöhung der Kinder- und Ausbildungszulagen auf 15 Franken pro Tag (450 Franken pro Monat) vorsieht, nach wie vor der beste Weg zu einer vernünftigen und der Bedeutung der Familien und Kinder angemessenen Politik. 

2006: Jahr der Entscheidung

Auf jeden Fall wird die Initiative „Für faire Kinderzulagen!“, die voraussichtlich im nächsten Jahr zur Abstimmung kommt, dafür sorgen, dass auch im Jahr 2006 die Familienpolitik aktuell bleibt. Ein Jahr vor den nächsten eidgenössischen Wahlen wird damit auch eine familienpolitische Positionierung der Parteien verbunden sein. Dank dieser brisanten Ausgangslage wird dem internationalen Tag der Familie auch im nächsten Jahr wiederum eine grosse Bedeutung zukommen.
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